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Berufspolitik

Das neue Jahr ist schon Normalzeit.
Mancher hat sich etwas vorgenommen,
so auch wir.
Im September 2001 führte das Redak-
tionskollegium des „Ärzteblatt Sachsen“
eine Leserbefragung durch. Bis Ende
November 2001 wurden die Antworten
gewertet. Über drei Prozent der Leser-
schaft haben geantwortet. Die statisti-
sche Repräsentanz 100/10000 wurde
deutlich erreicht (versandte Auflage:
15690; Rückantworten: 479). Die Re-
daktion bedankt sich an dieser Stelle bei
den Leserinnen und Lesern, die uns bei
dieser zweiten Akzeptanzanalyse aktiv un-
terstützt haben und durch eigene Gedan-
ken Ergänzendes zum Ausdruck brachten.
Die Ergebnisse der Auswertung sind in

diesem Heft dargestellt. Ein Fazit der Le-
serbefragung vorweg:
Die Leserschaft, die sich an der Befragung
beteiligt hat, ist offensichtlich mehrheit-
lich vom Inhalt, dem Konzept und von
der Gesamtgestaltung des Kammerorgans
überzeugt. Trotzdem werden wir auf-
grund der Ergebnisse einiges verändern:
• Die Rubrik „Aus der Vorstandssitzung“
wird nicht fortgeführt, da nur 26% von
den Lesern, die uns geantwortet haben,
sich für diese Berichte interessieren.
• In der Rubrik „Unser Standpunkt“
werden in Zukunft besondere Schwer-
punktthemen informativ und kurz gefasst
diskutiert.
• Aufgenommen wird die Rubrik „Kultur
und Kunst“ mit Beiträgen aus der Säch-

sischen Kulturgeschichte und zu den
Kunstausstellungen im Kammergebäude.
Da zunehmend unsere Ärzteschaft die
Homepage der Sächsischen Landesärzte-
kammer unter www.slaek.de im Internet
aufsucht (im Jahr 2001 wurden durch-
schnittlich pro Monat 35.000 Zugriffe
registriert), möchten wir auf die Rubrik
„Internet-Ecke“ in den Monatsheften auf-
merksam machen, in der hilfreiche Inter-
net-Adressen für Ärzte dokumentiert
sind. Diese Adressen ermöglichen ein ge-
zieltes Suchen und Finden sowie eine
effektive und zeitsparende Arbeit. Die
Kompetenz der Anbieter und der zu er-
reichende praktische Nutzen sind die
spezifischen Auswahlkriterien dieser
„Internet-Ecke“.            klug

Wer kümmert sich um 
ethische Fragen in der Medizin?
Ob Sterbehilfe oder Präimplantationsdiag-
nostik: Auch Ärzte vertreten damit in
Zusammenhang stehende Werte und
ethische Bedenken in der Öffentlichkeit.
Selbst die Politik sucht den Rat dort, wo
die Probleme entstehen. Nichts liegt da-
her näher, als dass sich auch die Sächsische
Landesärztekammer den drängenden Fra-
gen von Ethik in der Medizin stellt. Die
30. Vorstandssitzung am 9. Januar 2002
hat sich deshalb in einem Schwerpunkt
mit möglichen Arbeitspunkten beschäftigt.
Dabei wurde von allen Vorstandsmitglie-
dern diesem Thema eine aktuelle und für
die Zukunft der Gesellschaft große Be-
deutung beigemessen. Schon auf der letz-
ten Kammerversammlung im November
2001 standen ethische Fragen auf der
Tagesordnung. Bereits damals wurde ein
Informationsbedarf seitens der Ärzte-
schaft signalisiert. Neben einer öffentli-
chen Diskussion geht es den Ärzten auch
um Hilfestellungen in der täglichen Praxis
beim Umgang mit Sterbenden. Der Vor-
schlag zur Gründung einer entsprechen-
den Arbeitsgruppe ist nun in der Vorstands-

sitzung wieder aufgegriffen worden. In
einer sachlichen Diskussion kamen die
Vorstandsmitglieder zu dem Entschluss,
dass sich eine solche Arbeitsgruppe in
erster Linie mit ethischen und medizini-
schen Grenzfragen beschäftigen sollte. Da-
mit es nicht zu einseitigen Betrachtungs-
und Argumentationsweisen kommt, soll
die Arbeitsgruppe paritätisch mit Vertre-
tern verschiedener gesellschaftlicher Grup-
pierungen besetzt werden. Neben Ärzten
sollen auch Theologen, Philosophen, Ju-
risten, Patientenvertreter und Politiker für
die Arbeit in einer solchen Arbeitsgruppe
angesprochen werden.

Erst rote, dann grüne Pillen
Ein zweiter wichtiger Diskussionspunkt
in der Vorstandssitzung war auch das
geplante Arzneimittelausgabenbegren-
zungsgesetz von Bundesgesundheitsmi-
nisterin Ulla Schmidt (SPD). Einhellig
ist der Vorstand in Bezug auf Aut-idem
der Ansicht, dass der Angriff auf die The-
rapiehoheit der Ärzte zur Kostenreduzie-
rung im Gesundheitswesen ein untaugli-
ches Mittel ist, um die gewünschten Ein-
sparungen zu erreichen. Eine Regierung,

die sich mit 400 Mill. DM von der Phar-
maindustrie „kaufen“ lässt, macht sich in
Bezug auf wirkliche Reformen im Ge-
sundheitswesen zum Wohle des Patienten
unglaubwürdig. Das Vertrauen eines Pa-
tienten, ob Kind oder Greis, zu seinem
behandelnden Arzt wird durch die ge-
plante Regelung nachhaltig beschädigt,
denn wenn jemand erst rote und dann
grüne Pillen nehmen soll, obwohl die
Krankheit die gleiche geblieben ist, dann
führt das mit Gewissheit zu erheblichen
Irritationen. Ähnlich ablehnend steht der
Vorstand dem Vorschlag von Einzelver-
trägen zwischen Krankenkassen und Ärz-
ten gegenüber. Nur die Kassenärztliche
Vereinigungen können den Sicherstel-
lungsauftrag garantieren. Krankenkassen
besitzen schon allein durch ihre Anzahl
(ca. 400) nicht die notwendige Regelungs-
kraft. In weiteren Gesprächen mit der Po-
litik soll auf die Bedenken der Ärzte-
kammer aufmerksam gemacht werden. Be-
sondere Bedeutung kommt an dieser
Stelle dem „Sächsischen Bündnis Gesund-
heit 2000“ zu. 

Der Vorstand der Sächsischen Landesärztekammer
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Unser Standpunkt

http://www.slaek.de/

